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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ kanten Heinrich Salz mann in Caſſel, 
gnädigſt geruht, dem Großkaufmann Karl Spaeter jun. 
dem Kommerzienrat Louis Aronſohn in in Coblenz und dem Kaufmann Leo 
Bromberg, dem Kommerzienrat Louis Ellinger in Frankfurt a. M. den 
Kannengießer in Mülheim (Ruhr) Charakter als Kommerzienrat 


und dem Kommerzienrat Richard zu verleihen. 
von Paſſavant in Frankfurt a. M. 
den Charakter als Geheimer Kom⸗ Die Hilfslehrer Paur und Kadlu⸗ 
merzienrat, bowski an der Baugewerkſchule in Kattowitz 
dem Kaufmann und Bergwerksbeſitzer Fritz und de Grahl an der Baugewerkſchule in 
Behrens in Hannover, dem Fabri- Nienburg find zu Oberlehrern ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Verzeichnis der deutſchen Konſulate. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 6. Februar 1908. 

Vom Auswärtigen Amt iſt im Januar 1908 ein neues Verzeichnis der Kaiferlich 
Deutſchen Konſulate herausgegeben worden. Ich laſſe den Handelsvertretungen je einen 
Abdruck oder mehrere Abdrücke zugehen und bemerke, daß weitere Abdrücke zum Preiſe 
von 1,0 % für das Stück aus der Königlichen Hofbuchhandlung E. S. Mittler & Sohn 
hierſelbſt SW. 12, Kochſtraße 68— 71, bezogen werden können. 


Im Auftrage. 
IIb 1110. von der Hagen. 


e N 
An die Handelsvertretungen. 
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Betr. Schreibweiſe der Bezeichnung „Mark“. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. Februar 1908. 

Der Erlaß des Herrn Finanzminiſters vom 15. Januar d. J. an die Königlichen 
Regierungen, betreffend die amtliche abgekürzte Schreibweiſe von „Mark“, wird hierunter 
zur Beachtung mitgeteilt. 

In Vertretung. 
IIa 347. J 1197. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
Anlage. 


Der Finanziminiſter. Berlin, den 15. Jauuar 1908. 

Der Bundesrat hat in ſeiner Sitzung vom 21. November 1907 beſchloſſen, daß in 
Anderung des Beſchluſſes vom 7. November 1874 und in Anlehnung an den Beſchluß 
vom 8. Oktober 1877 als amtliche abgekürzte Schreibweiſe von „Mark“ wie bisher das 
liegende lateiniſche „, jedoch ohne Hinzufügung eines Punktes zu gelten hat. (Vergl. 
Bekanntmachung im Zentralblatt für das Deutſche Reich von 1907 S. 595). 

Die Königliche Regierung wolle die unterſtellten Behörden, Kaſſen und Beaniten des 
diesſeitigen Geſchäftsbereichs mit entſprechender Weiſung verſehen. 

In Vertretung. 
121975. II 15030. III 124/08. (gez.) Dombois. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in M. Gladbach. 
Durch Erlaß vom 5. Februar d. J. iſt die Zahl der Mitglieder der Handelskammer 
in M. Gladbach auf 28 erhöht worden. 


2. Handelsverkehr. 
! Betr. handelsrechtliche Beſtimmungen für den Ausfuhrhandel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 28. Januar 1908. 

Das Reichsamt des Innern beabſichtigt im Einklange mit dem Wunſche des Handels⸗ 
tags (vergl. den Bericht über die Sitzung der Kommiſſion, betreffend Steuern, Zölle, Außen⸗ 
handel, vom 16. Februar 1907), die für unſeren Ausfuhrhandel wichtigſten handelsrechtlichen 
Beſtimmungen länderweiſe zuſammenzuſtellen. Dabei ſollen insbeſondere Berückſichtigung 
finden Vorſchriften über: 

a) Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr von Waren auf dem Land- und Waſſerwege (Zoll⸗ 
förmlichkeiten: Anmeldung uſw., Zollzahlung, Begleitpapiere u. a.), 

b) Herkunft der Waren (Urſprungszeugniſſe, Fakturenbeglaubigung, Gebühren uſw.), 

c) Wertverzollung, 

d) Handlungsreiſende, Muſterpäſſe, Waremmuſter, 

e) Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote und -Beichränfungen, 

) Verkehrserleichterungen, 

g) Handelsbezeichnungen, 

h) Poſtpaketverkehr, 

i) Zollauskunftsweſen, 

) Zollbeſchwerdeverfahren, Schiedsgerichte uſw., 

) Punzierung von Edelmetallwaren. 

Die Zuſammenſtellung für Spanien iſt druckfertig. Sie wird etwa 7¼ Bogen zu 
16 Seiten in Oktavform umfaſſen. Daran werden ſich vorausſichtlich im Laufe des nächſten 
Jahres zunächſt die Zuſammenſtellungen für Belgien, die Niederlande, Oſterreich⸗-Ungarn, 
die Schweiz und Frankreich reihen, deren Umfang noch nicht feſtſteht, indeſſen annähernd 
auf 60 Druckbogen wird bemeſſen werden müſſen. 
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Im Jutereſſe unſeres Außenhandels iſt eine möglichſt weite Verbreitung der Drud- 
ſachen erwünſcht. Es iſt zu dieſem Zwecke ein Preis von etwa 25 If für den Druckbogen 
in Ausſicht genommen. Indeſſen wird ſich dieſer Preis nur dann auf die Dauer aufrecht 
erhalten laſſen, wenn von allen Beteiligten den Veröffentlichungen ein dauerndes Intereſſe 
entgegengebracht wird. 

Nur ſo wird es überhaupt möglich ſein, die Arbeiten auf weitere Länder auszudehnen 
und je nach Bedarf Neubearbeitungen eintreten zu laſſen. 

Die Handelsvertretungen erſuche ich hiernach, ihre Mitglieder auf die Angelegenheit 
aufmerkſam zu machen und auf eine tunlichſte Verbreitung der Druckſachen hinzuwirken. 

In Vertretung. 


IIb 12 090. Dr. Richter. 
An die Handelsvertretungen leinſchl. der Herren Alteſten der Kaufmannſchaft in Berlin). 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 

Dem früheren Schiffer auf kleiner Fahrt Klaas Kaars aus Emden iſt die durch den 
Spruch des Seeamtes in Emden vom 29. November 1906 ihm entzogene Befugnis zur 
Ausübung des Schiffergewerbes wieder eingeräumt worden. 

Dem Schiffer auf großer Fahrt Martens, früheren Steuermann des Dampfers 
Rhenania aus Cöln, iſt durch Spruch des Seeamtes in Emden vom 28. Oktober 1907 die 
Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen worden. 


Betr. Handbuch für die dentſche Handels marine. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. Februar 1908. 

Zur Vorbereitung der diesjährigen Ausgabe des Handbuchs für die deutſche Handels 
marine bedarf es der Feſtſtellung, inwieweit hinſichtlich folgender Teile des Werkes Ver⸗ 
änderungen gegen das Vorjahr eingetreten find: 
der amtlich herausgegebenen Werke (Seite I, 11 ff.), 
der unter IV D, E, F, H, J. K, N und 0 aufgeführten Seebehörden, 
des Verzeichniſſes der Dienſtfahrzeuge der Bundesſeeſtaalen (Seite 1, 153 ff.), 
der durch die Veränderungsnachweiſungen zum Beſtande der deutſchen Kauffahrtei— 
ſchiffe nicht nachgewieſenen Angaben in den Spalten 10 bis 15 des Verzeichniſſes 
der Kauffahrteiſchiffe (Seite III, Iff.). 

Ich erſuche Sie, Nachweiſungen über die eingetretenen Veränderungen, getrennt uach 
vorſtehend unter 1 bis 4 genannten Gruppen, und zwar die Nachweiſungen unter 3 und 4 
nach dem Stande vom 1. Januar d. Is., die unter 1 und 2 am 1. April d. Is. abgeſchloſſen, 
mir anfangs April d. Is. einzureichen. 

Im Auftrage. 
IIb 863. von der Hagen. 


An die Herren Negierungspräfidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 
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4. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Legitimationskarten für ausländiſche Arbeiter. 


Der Miniſter des Innern. 
Berlin, den 21. Dezember 1907. 


Bei dem in den letzten Jahren ſtark vermehrten Andrange ausländiſcher Arbeiter zur 
Arbeit in der Landwirtſchaft und in den gewerblichen Betrieben in Teutſchland haben ſich 
die in Preußen beſtehenden fremdenpolizeilichen Vorſchriften nicht als ausreichend erwieſen. 
Die in der Heimatsſprache abgefaßten Ausweispapiere der ausländiſchen Arbeiter ſind den 
hieſigen Behörden meiſt nicht verſtändlich, außerdem führen große Maſſen von Arbeitern 
erfahrungsmäßig gefälſchte oder doppelte Papiere mit ſich, wodurch eine ordnungsmäßige 
Kontrolle weſentlich erſchwert, ja teilweiſe ummöglich gemacht wird. Begünſtigt hierdurch 
haben unter den ausländiſchen Arbeitern in letzter Zeit Unbotmäßigkeiten, Gewalttätig⸗ 


Anlage 
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keiten und vor allem Stontraftbrüche in bedenklicher Weile zugenommen, wozu ſie viel— 
fach 11195 gewiſſenloſe nur ihr eigenes Geſchäftsintereſſe berückſichtigende Agenten ver- 
leitet ſind. 

Die Klagen der Arbeitgeber über dieſe Zuſtände ſind immer lebhafter geworden und 
haben den berufenen Vertretungen der Landwirtſchaft, nämlich dem Königlichen Landes⸗ 
Okonomiekollegium und den Landwirtſchaftskammern Veranlaſſung gegeben, bei der König⸗ 
lichen Staasregierung wegen der Einführung inländiſcher, in deutſcher Sprache abgefaßter 
Ausweispapiere für die ausländiſchen Arbeiter vorſtellig zu werden. Namhafte induſtrielle 
Verbände haben ſich dieſem Vorgehen angeſchloſſen. 

Nach ſorgfältiger Prüfung dieſer Anträge ſind die beteiligten Reſſorts übereinge— 
kommen, mit der in Anregung gebrachten Maßnahme vorzugehen, um dadurch die Polizei⸗ 
behörden in Stand zu ſetzen, an der Hand der deutſchen Legitimationspapiere die aus⸗ 
ländiſchen Arbeiter einerſeits beſſer zu überwachen, und zu geſetzmäßigem Verhalten anzu— 
halten, anderſeits ihnen mit Rat und Tat zur Seite zu ſtehen, falls ſie der obrigkeitlichen 
Hilfe bedürfen. 

Es wird daher hierdurch angeordnet, daß vom 1. Februar 1908 ab zunächſt für die 
aus Rußland und Sſterreich-Ungarn und deren öſtlichen Hinterländern kommenden Arbeiter 
Julandsausweispapiere nach nachſtehenden Vorſchriften auszufertigen ſind: 

1. Zum Zwecke der Ausſtellung der Inlandsausweispapiere — Arbeiter-Legitimations⸗ 
karten — werden an der öſterreichiſchen und ruſſiſchen Grenze in nachſtehend bezeichneten 
Orten Grenzämter der Deutſchen Feldarbeiter-Zentrale zu Berlin errichtet: 


1. Annaberg Kreis Ratibor 15. Borzykowo Kreis Wreſchen 

2. Pleß PpPleß 16. Stralkowo Vreſchen 

3. Neuberun pPleß 17. Kruſchwitz Strelno 

4. Gr. Chelm Pleß 18. Hohenfalza Hohenſalza 
5. Myslowitz Kattowitz 19. Thorn Thorn 

6. Kattowitz Kattowitz 20. Gollup Brieſen 

7. Pr. Herby Lublinitz 21. Strasburg Strasburg 
8. Roſenberg Roſenberg 22. Illowo Neidenburg 
9. Kreuzburg Kreuzburg 23. Ortelsburg Otrtelsburg 
10. Wilhelmsbrück Kempen 24. Johannisburg Johannisburg 
11. Grabow - Schildberg 25. Proſtken Lyck 

12. Oſtrowo Oſtrowo 26. Eydtkuhnen Stallupönen 
13. Neu-Skalmierzyce Oſtrowo 27. Inſterburg Inſterburg 
14. Pleſchen Pleſchen 28. Tilſit Cäilſit. 


2. Die Arbeiter-Legitimationskarten werden in den Grenzämtern nach anliegendem 
Muſter auf Grund der den Arbeitern verbleibenden Heimatspapiere durch ſprachkundige 
Beamte der Deutſchen Feldarbeiter-Zentrale in deutſcher Sprache ausgefüllt und von den für 
das betreffende Grenzamt zuſtändigen Ortspolizeibehörden amtlich geprüft und ausgefertigt. 

Die Legitimationskarten für die polniſchen Arbeiter ſind rot, für die rutheniſchen 
Arbeiter gelb, für die übrigen Arbeiter weiß. Sie müſſen ſtets einen beſtimmten Arbeit⸗ 
geber angeben. N N 
| Die Legitimationskarten find als ausreichende Ausweispapiere im Sinne des 8 3 
des Paßgeſetzes vom 12. Oktober 1867 (B. Bl. S. 33) anzuſehen. Eigenmächtige Ande 
rungen find auf Grund der §§ 267 ff. und 363 des Reichsſtrafgeſetzbuchs zu verfolgen. 

3. Der Deutſchen Feldarbeiter⸗Zentrale iſt von dem Arbeiter für die ausgeſtellte 
Legitimationskarte eine Ausfertigungsgebühr von 2 A zu zahlen. 5 

4. Da in der Nähe der Grenzen erfahrungsmäßig ein großer Teil der ausländiſchen 
Arbeiter ſich direkt und ohne jede Vermittelung an der Arbeitsſtätte einzufinden pflegt 
und für dieſe Arbeiter der Umweg über die Grenzämter häufig mit erheblichen Unbequem⸗ 
lichkeiten verbunden ſein würde, ſo iſt in den Grenzkreiſen geſtattet, daß die Legitimierung 
der direkt zugezogenen Arbeiter nachträglich durch die Vermittelung der Ortspolizeibehörde 
der Arbeitsſtätte erfolgt. Die Arbeiter ſind zu dem Zwecke verpflichtet, ihre Heimats⸗ 
papiere bei der Ortspolizeibehörde binnen acht Tagen nach dem Eintreffen an der Arbeits⸗ 
ſtelle einzureichen, welche ſie, ſofern nicht der Verdacht vorliegt, daß für den Arbeiter 
bereits eine Karte ausgeſtellt iſt, zum Zwecke der Legitimierung an das nächſtgelegene 
Grenzamt der Deutſchen Feldarbeiter-Zentrale oder an die Zentrale ſelbſt einſendet. 

Muß das Grenzamt hierzu einen Beamten an die Arbeitsſtätte entjenden, jo erfolgt 
die Prüfung und Beglaubigung der Karte durch die Ortspolizeibehörde der Arbeitsſtätte. 
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5. Auch für diejenigen Arbeiter, welche unter Umgehung der Grenzämter weiter im 
Julande in Arbeit treten, kaun die Legitimierung in der unter Nr. 4 bezeichneten Form 
erfolgen, falls nicht der Verdacht vorliegt, daß fie bereits eine Legitimationskarte erhalten 
haben. In dieſen Fällen iſt jedoch für jede Karte der Deutſchen Feldarbeiter-Zentrale 
eine Abfertigungsgebühr von 5 / zu entrichten, deren Einziehung die Polizeibehörde zu 
vermitteln hat. 

6. Für diejenigen Arbeiter der hier fraglichen Art, welche ſich bereits vor dem 1. Februar 
1908 in Preußen befunden haben, erfolgt die Legitimierung gleichfalls in der unter Nr. 4 
bezeichneten Weile gegen die allgemeine Abfertigungsgebühr von 2 / für jede Karte. 

7. Für verlorene Karten gewährt die Deutſche Feldarbeiter-Zentralſtelle gegen eine 
Schreibgebühr von 1 / ein Duplikat. Zur Beſchaffung desſelben kann die Vermittelung 
der Polizeibehörden in Anſpruch genommen werden. Dieſe haben ſich entweder an das 
nächſtgelegene Grenzamt oder direkt an die Zentrale zu wenden. 

8. Für diejenigen Arbeiter, welche ihr Arbeitsverhältnis bei dem erſten Arbeitgeber 
ordnungsmäßig gelöſt haben und in ein neues Arbeitsverhältnis einzutreten wünſchen, hat 
die Ortspolizeibehörde der erſten Arbeitsſtätte nötigenfalls nach Rückfrage bei dem Arbeit⸗ 
geber auf der Karte zu vermerken: „Das Arbeitsverhältnis bei... in . . . iſt gelöſt“; 
der Vermerk iſt ordnungsmäßig zu vollziehen. Auf Grund dieſer Beſcheinigung hat die 
Ortspolizeibehörde der neuen Arbeitsſtätte die Karte auf den neuen Arbeitgeber und für 
die neue Vertragszeit umzuſchreiben. Die Umſchreibung erfolgt auf der Karte durch eine 
beſonders auszuſtellende und zu vollziehende Beſcheinigung. 

9. Wird gegen die Umſchreibung Widerſpruch erhoben, weil die ordnungsmäßige 
Löſung des Arbeitsverhältniſſes beſtritten wird, ſo hat die Ortspolizeibehörde die unter 8 
bezeichnete Beſcheinigung einſtweilen zu unterlaſſen und die fragliche Karte mit den er— 
forderlichen Unterlagen ungeſäumt dem für die bisherige Arbeitsſtätte zuſtändigen Landrat 
zur Entſcheidung vorzulegen. Der Landrat hat nach Prüfung der Unterlagen und, ſoweit 
erforderlich und möglich, nach Anhörung von Vertrauensperſonen, z. B. von ſolchen der 
Deutſchen Feldarbeiter-Zentrale, der Berufsgenoſſenſchaften oder, ſofern es ſich um dem 
Berggeſetz unterſtehende Arbeiter handelt, nach Anhörung der Revierbeamten, ſchleunigſt die 
Entſcheidung darüber zu treffen, ob die Karte umzuſchreiben iſt oder nicht. Der Landrat 
iſt dabei an eine etwa über das Kontraktverhältnis bereits ergangene richterliche oder 
ſchiedsrichterliche Entſcheidung gebunden, im übrigen trifft er feine Anordnungen vorbehalt— 
lich derartiger Entſcheiduugen. 

Es wird erwartet, daß ſich die Landräte dieſer ſchwierigen und verantwortungsvollen 
Arbeit mit beſonderer Sorgfalt unterziehen und bei Abgabe der Entſcheidungen ſowohl die 
Rechte der Arbeitgeber als auch diejenigen der Arbeiter in objektiver und ausgleichender 
Weiſe gegeneinander abwägen und berückſichtigen. 

In den kreisfreien Städten und in den ſelbſtändigen Städten der Provinz Hannover 
ſteht dieſe Entſcheidung den Königlichen Polizeiverwaltungen und, wo dieſe nicht vorhanden 
ſind, den ſtädtiſchen Polizeiverwaltungen zu. 

10. Die Deutſche Feldarbeiter-Zentrale hat über ſämtliche ausgeſtellten Legitimations⸗ 
karten ein alphabetiſch geordnetes Kartenblattregiſter zu führen und aus demſelben den 
Polizeibehörden jede gewünſchte Auskunft zu erteilen. Den Polizeibehörden der Grenz— 
ämter ſind Abſchriften dieſer Kartenblätter bezüglich der in dem betreffenden Grenzamte 
ausgeſtellten Legitimationskarten zu demſelben Zwecke einzureichen. Es ſoll durch dieſe 
Kontrolle insbeſondere verhindert werden, daß Arbeitern, denen bereits eine Karte ausgeſtellt 
iſt und die ſich ihrer unrechtmäßig entledigt haben, eine zweite Karte ausgeſtellt wird. 

11. Diejenigen Arbeiter, welche, ohne im Beſitz der Arbeiter-Legitimationskarte zu 
ſein, in Arbeit treten wollen, oder in Arbeit getreten ſind und eine ſolche nach den Be— 
ſtimmungen unter 4—7 nicht erhalten können, ſind auszuweiſen und in den dazu geeigneten 
Fällen in der vorgeſchriebenen Weiſe über die heimatliche Grenze zurückzubefördern. 

Die Ausweiſung findet nicht ftatt, wenn kontraktbrüchige Arbeiter in das aus der 
Legitimationskarte ſich ergebende frühere Arbeitsverhältnis zurückkehren. 

Ew. uſw. erſuche ich ergebenſt, die nachgeordneten Behörden wegen der Durchführung 
dieſer Anordnung mit den erforderlichen Weiſungen zu verſehen. Dabei bitte ich die Polizei⸗ 
behörden anzuhalten, zwar mit dem nötigen Nachdrucke vorzugehen, dabei aber alle klein⸗ 
lichen Maßnahmen zu vermeiden, die zur Erreichung des Zieles nicht unbedingt geboten 
ſind. Mit Rückſicht auf die Neuheit der Einrichtungen ſind insbeſondere zunächſt in ſchonender 
Weiſe angemeſſene Friſten für die Beſchaffung der Karten an der Arbeitsſtätte feſtzuſetzen. 
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Die Arbeitgeber find über den Zweck und Bedeutung der Arbeiter⸗Legitimationskarten 
durch die Landräte in geeigneter Weiſe zu belehren. Ferner ſind auch die Arbeiter namentlich 
an den Grenzübergängen nach Möglichkeit über die Bedeutung der Karten und über die 
Nachteile, welche die Nichtbeſchaffung zur Folge hat, aufzuklären. Ein Zwang zur Karten 
beſchaffung iſt dagegen an der Grenze und vor dem Eintreffen au der Arbeitsſtätte nicht 
auszuüben. Die Beſtimmungen über die Paßpflicht und über die Behandlung der aus 
ländiſch-polniſchen Arbeiter werden hierdurch nicht berührt. 

Wie die Arbeiter durch die Einführung der Inlandsausweiſe einerſeits zur Aufrecht⸗ 
erhaltung geordneter Arbeitsverhältniſſe einer ſtrengeren Kontrolle unterworfen werden, ſo 
haben die Polizeibehörden ihnen andererſeits auch in allen Fällen mit Rat und Tat zur 
Seite zu ſtehen, in denen ſie ihre Beſchwerden und Wünſche infolge der Unkenntnis der 
Einrichtungen und der Sprache des Landes in einer ihren Jutereſſen entſprechenden Weiſe 
zur Geltung zu bringen behindert ſind. Hierbei können ſich die Polizeibehörden der Mit⸗ 
wirkung und Vermittelung der ſprachkundigen Beamten der Deutſchen Feldarbeiter-Zentral⸗ 
ſtelle bedienen. 

Die Ausdehnung dieſer Vorſchriften auf die übrigen ausländiſchen Arbeiter bleibt vor- 
behalten. 

Up 5675. (gez.) v. Moltke. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten zu Berlin. 


Aulage. 


— — 


Personalbeschreibung des Inhabers. 


e 


Alter: 


ausgestellt auf Grund des Ministerialerlasses Staatsangehörigkeit: 


vom 21. Dezember 1907 — IIb. 5675 — Nan 


e ee ee Familienstand: . . . ledig — verheiratet 


Stamm gross — mittel — klem 


Heimatland: Ort: Kreis: 


Gesichts und — oval — Lauge, 


Irärbeitibe see . 


Wohnort des Arbeitgebers: Augen: ba, — grau — braun — schwarz 


Bere hell — dunkel 


Kreis, Provinz: 


Dauer der Arbeitszeit: Besondere Kennzeichen: 


Diese Legitimations-Karte ist bei polizeilichen An- 


beiter- Zentralstelle. 
und Abmeldungen vorzulegen. Deutsche Feldarbeı elle 


‚dan 190 Abfertigungsstelle: 


Stempel 


5 den ten 100 
der Die Pollzeiverwaltung: 
Polizeiverwaltung. 68 6 
Stempe 


der deutschen Feldarbeiter-Zentrale zu Berlin. | 
Geschlecht: . männlich — weiblich 
Arbeiter-Legitimations-Karte | | rise. 


. ̃ ??! —⅜ör' 
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Betr. Legitimationskarten für ausländiſche Arbeiter. 


Der Miniſter des Innern. 
Berlin, den 16. Januar 1908. 

Im Anſchluß an den Runderlaß vom 21. Dezember 1907 (vorſtehend) teile ich Euerer 
Hochwohlgeboren ergebenſt mit, daß außer den in Nr. 1 des Erlaſſes benannten 28 Grenz— 
ämtern in Eſſen a. Rh. noch eine beſondere Abfertigungsſtelle der Deutſchen Feldarbeiter⸗ 
zentrale für die Provinzen Rheinland, Weſtfalen und Heſſen⸗Naſſau errichtet iſt. Der Ab 
fertigungsſtelle in Eſſen find bis auf weiteres und bis zum völligen Ausbau der Grenz: 
organiſation dieſelben Funktionen wie den Grenzämtern übertragen, ſo daß daſelbſt ſowohl 
die am 1. Februar in den genannten Provinzen bereits anweſenden, als auch die ſpäter 
zuziehenden Arbeiter legitimiert werden können. 


IIb 84. (gez.) v. Moltke. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten zu Berlin. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Wandergewerbe und Märkte. 


Betr. Wocheumarktsverkehr mit Obſtbänmen und Fruchtſträuchern. 
Berlin W., den 28. Januar 1908. 


Der Verband der Handelsgärtner Deutſchlands in Rirdorf⸗Berlin hat beantragt, 
Obſtbäume und Fruchtſträucher aller Art von den Gegenſtänden des Wochenmarktverkehrs 
auszuſchließen und dementſprechend den § 66 der Gewerbeordnung abzuändern. 

Bevor wir zu dem Antrage Stellung nehmen, iſt es uns erwünſcht, den Umfang und 
die Bedeutung dieſes Marktverkehrs kennen zu lernen und uns darüber zu unterrichten, ob 
und welche Nachteile und Schäden dabei beobachtet worden ſind. 

Euere Exzellenz erſuchen wir ergebenſt, Sich nach Anhörung der Landwirtſchafts⸗ 
kammer hierüber ſowie über die Notwendigkeit der beantragten Abänderung zu äußern. 


Der Miniſter e Der Miniſter 

für Handel und Gewerbe. für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Dr. Richter. Küſter. 


III 10785 U N. f. H. — 1A Ia 104 M. f. L. 


An die Herren Oberpräſidenten. 


2. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Krankenkaſſe für die im Handelsgewerbe beſchäftigten Perſonen, Techniker, Bureau⸗ 

beamte und Werkmeiſter (E. H.) in Remſcheid, 

Kranken- und Sterbekaſſe zu Wernborn (E. H.), 

Kranken- und Sterbekaſſe zu Anſpach (E. H.), 

„Allgemeiner Krankenverein zu Langenſchwalbach (E. N 

. Allgemeiner Kranken- und Sterbe⸗Unterſtützungs⸗Verein der Schneider zu Hannover, 
Linden, Limmer und Döhren (E. H.), 

6. Kranken- und Sterbekaſſe der Schuhmacher in Burg b. M. (E. H.), 

7. „Einigkeit“ (E. H.) in Wülfel, 


S. 
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8. St. Auguſtinus⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Coblenz, 
9. Krankenunterſtützungskaſſe Bornhöved (E. H.), 
10. Neue Krankenkaſſe der vereinigten Brüderſchaft für Oſterode und Freiheit (E. H.). 


Berlin, den 12. Februar 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
au I e e Neumann. 


b) Juvalidenverſicherung. 
Betr. Verſicherungspflicht der Fleiſchbeſchaner nach dem IVG. 


Beſchluß. 

In der Beſchwerdeſache des Vorſtandes der Landes Verſicherungsanſtalt N. wider die 
Eutſcheidung des Königlichen Landrats in N. vom 23. Juni 1905, betreffend die Verſiche⸗ 
rungspflicht des Fleiſchbeſchauers N., hat das Reichs⸗Verſicherungsamt auf Grund des 
§ 155 Abſ. 1 Schlußſatz des Invalidenverſicherungsgeſetzes beſchloſſen: 

Unter Aufhebung der vorbezeichneten Entſcheidung wird der Fleiſchbeſchauer 
N. für verſicherungspflichtig erklärt; die Gemeinde N. iſt verpflichtet, für den 
Genannten Beiträge zur Invalidenverſicherung zu entrichten. 


Gründe. 

Gegen die Entſcheidung des Königlichen Landrats zu N. vom 23. Juni 1905 hat der 
Vorſtand der Landes⸗Verſtcherungsanſtalt N. rechtzeitig bei dem Königlichen Regierungs⸗ 
präfidenten zu N. Beſchwerde erhoben und, da es ſich um eine Frage von grundſätzlicher 
Bedeutung handle, beantragt, die Streitſache dem Reichs⸗Verſicherungsamt zur Entſcheidung 
zu überweiſen. Dieſem Antrag iſt entſprochen worden. 

Die Beſchwerde iſt begründet. 

N. iſt Fleiſchbeſchauer in der Gemeinde N., er iſt als ſolcher durch den Landrat des 
Kreiſes N. beſtellt und vereidigt worden; als Entſchädigung für dieſe Tätigkeit erhält er 
aus der Gemeindekaſſe jährlich 1500 M. Die Vorentſcheidung verneint die Verſicherungs⸗ 
pflicht, da N. nicht Angeſtellter der Gemeinde N. ſei; erhalte er ſeine Belohnung auch aus 
der Gemeindekaſſe, ſo doch nicht von der Gemeinde. ’ 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt hat früher mehrfach die nicht in Schlachthäuſern tätigen 
Fleiſchbeſchauer als ſelbſtändige Gewerbetreibende angeſehen, indem es davon ausging, daß 
Fleiſchbeſchauer mit Rückſicht auf § 36 der Reichs⸗-Gewerbeordnung in der Riegel als Unter⸗ 
nehmer zu erachten ſeien, und daß die für die Ausübung ihrer Tätigkeit maßgebenden 
Polizeivorſchriften nicht geeignet ſeien, ſie als Hilfsperſonen der Polizeibehörden erſcheinen 
zu laſſen (zu vergleichen die Reviſionsentſcheidungen 128 und 607, Amtliche Nachrichten 
des R. V. A. J. und A. V. 1892 Seite 37, 1897 Seite 471). Dieſer Standpunkt hat mit 
Rückſicht auf die neuerliche Geſetzgebung inſofern verlaſſen werden müſſen, als Fleiſch⸗ 
beſchauer, die in Württemberg als Einzelbeamte tätig waren, als Gemeindeangeſtellte be⸗ 
handelt werden mußten (zu vergleichen Entſcheidung 1207, a. a. D. 1905 ©. 438). Es 
trifft auch im vorliegenden Falle nicht mehr zu. N g 

Nach § 1 des Reichsgeſetzes, betreffend die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, vom 
3. Juni 1900 unterliegen Rindvieh, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde und Hunde, deren 
Fleiſch zum Genuſſe für Menſchen verwendet werden ſoll, einer amtlichen Unterſuchung. 
Dieſe nimmt der Beſchauer vor; er entſcheidet, ob das Tier geſchlachtet werden darf, und 
nach der Schlachtung, ob das Fleiſch zum Genuſſe für Menſchen tauglich iſt (§8 7 bis 10 
a. a. O.). Die Entſcheidung iſt in gewiſſen Fällen dem tierärztlichen Beſchauer vor⸗ 
behalten (Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats A 88 11, 30, 31). Gegen die Ent⸗ 
ſcheidungen des Beſchauers — mit alleiniger Ausnahme der Erklärung, daß der nicht als 
Tierarzt approbierte Beſchauer zur ſelbſtändigen Beurteilung des Schlachttiers nicht zu- 
ſtändig ſei — findet die Beſchwerde ſtatt (§ 46 der Ausführungsbeſtimmungen A des 
Bundesrats, § 68 des preußiſchen Miniſterialerlaſſes vom 20. März 1903), über die die 
Ortspolizeibehörde beziehungsweiſe die nach § 69 des Miniſterialerlaſſes zuſtändige Behörde 
zu entſcheiden hat. 
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Die Bildung der Beſchaubezirke erfolgt in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern 
ſowie in den ſelbſtändigen Städten der Provinz Hannover durch die Ortspolizeibehörden, 
im übrigen durch die Landräte; denſelben Behörden liegt die Beſtellung und die eidliche 
Verpflichtung der Beſchauer ob. Die Beſtellung erfolgt unter Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs, jedoch können tierärztliche Beſchauer auf Kündigung oder für längere Dauer 
beſtellt werden (88 1 bis 6 des Miniſterialerlaſſes). Die Tätigkeit der Beſchauer wird 
mehrfach als eine amtliche bezeichnet (§§ 1, 9 der Ausführungsbeſtimmungen des Bundes— 
rats B, §§ 5 Satz 1, 24 Abſ. 2, 55 Abſ. 1 des Miniſterialerlaſſes). Für Preußen iſt auch 
noch die amtliche Unterſuchung von Schweinen und Wildſchweinen auf Trichinen angeordnet 
worden (§ 1 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau 
geſetzes, vom 28. Juni 1902). 

Die Koſten der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau — abgeſehen von den Koſten der 
Unterſuchung in öffentlichen Schlachthäuſern und der ſonſt durch Gemeindebeſchluß ange— 
ordneten Unterſuchungen, die der Schlachthausgemeinde zur Laſt fallen — gelten als Koſten 
der örtlichen Polizeiverwaltung (§ 14 des preußischen Ausführungsgeſetzes). Zu dieſen 
Koſten gehören nach der angeführten Beſtimmung und nach §§ 60ff. des Miniſterialerlaſſes 
vom 20. März 1903 die Belohnung der Beſchauer, die Koſten der Kennzeichnung des 
Fleiſches, die Koſten der Trichinenſchau, die den Beſchauern etwa zu zahlenden Wege- 
vergütungen, ſowie die Koſten der Ergänzungsbeſchau. Zu ihrer Deckung können von den 
Beſitzern der Schlachttiere und des Fleiſches Gebühren erhoben werden, die jo zu bemeſſen 
ſind, daß die geſamten Beſchaukoſten gedeckt werden. Die Entlohnung der Fleiſchbeſchauer 
und der Trichinenſchauer kann ſowohl durch Bewilligung feſter Gehälter als auch durch 
Gewährung von Vergütungen für die einzelnen Leiſtungen erfolgen. Die Einziehung der 
Gebühren kann entweder durch öffentliche Kaſſen geſchehen oder den Beſchauern überlaſſen 
werden. Die Feſtſetzung der Gebührentarife iſt den Landespolizeibehörden übertragen. Im 
vorliegenden Falle iſt hierzu der Königliche Regierungspräſident in N. zuſtändig, der die 
für die Vornahme der Beſchau und der Ergänzungsbeſchau an den verſchiedenen Tierarten 
zu zahlenden Gebühren feſtgeſetzt und angeordnet hat, daß die Gebühren zu den Gemeinde— 
kaſſen zu vereinnahmen und von dieſen den Beſchauern auszuzahlen ſind (Verfügungen vom 
8. März 1903 und vom 22. Juni 1904); jedoch ſollen die Landräte darauf hinwirken, daß 
mit den Laienfleiſchbeſchauern, ſofern ſie aus der Beſchau eine Einnahme von mehr als 
1500 % hatten, feſte Jahresvergütungen vereinbart werden, wobei ein Jahresgehalt von 
1500 / bei voller Beſchäftigung als angemeſſene Vergütung gelten ſoll (Verfügung vom 
25. November 1903). Daraufhin hat der Landrat des Kreiſes N. die Gemeindebehörden 
angewieſen, den Laienfleiſchbeſchauern zu eröffnen, daß ihnen vom 1. Januar 1904 ab eine 
höhere Entſchädigung als monatlich 125 / nicht mehr ausgezahlt werde. 

Die geſamte Tätigkeit der Beſchauer unterliegt nach § 48 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen des Bundesrats A, SS 75 bis 78 des preußiſchen Miniſterialerlaſſes vom 
20. März 1903 einer fachmänniſchen Kontrolle. Eine allgemeine Dienſtaufſicht iſt nicht an⸗ 
geordnet worden. 

Den Beſchauern können die polizeilichen Befugniſſe inſoweit übertragen werden, als 
es ſich nur um die unſchädliche Beſeitigung einzelner Organe oder geringwertiger Fleiſch⸗ 
teile handelt und der Beſitzer mit dieſer Beſeitigung einverſtanden iſt (§ 67 Abſ. 3 des 
Miniſterialerlaſſes). . 

Das Reichsgeſetz, betreffend die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, bezeichnet die Unter⸗ 
ſuchung der Schlachttiere und des Fleiſches als eine amtliche; ebenſo das preußiſche Aus⸗ 
führungsgeſetz die Unterſuchung der Schweine und Wildſchweine auf Trichinen. In den 
vom Bundesrat erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen ſowie im preußiſchen Miniſterialerlaß 
vom 20. März 1903 wird die Tätigkeit der Fleiſchbeſchauer als eine amtliche anerkannt. 
Eine amtliche Unterſuchung im Sinne der angeführten Vorſchriften iſt nur eine ſolche, die 
durch einen amtlich beſtellten Fleiſchbeſchauer in ſeinem Bezirke vorgenommen wird; nur 
durch eine ſolche Unterſuchung wird den geſetzlichen Anforderungen genügt; insbeſondere 
befreit nur die Unterſuchung durch einen approbierten Tierarzt, der zugleich von der zu- 
ſtändigen Behörde zum amtlichen Fleiſchbeſchauer beſtellt iſt und in dieſer ſeiner amtlichen 
Eigenſchaft die Unterſuchung vorgenommen hat, gemäß 8 5 des preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes von der Nachunterſuchung in Gemeinden mit Schlachthauszwang (zu vergleichen 
ſtenographiſche Berichte über die Verhandlungen des preußiſchen Herrenhauſes, Seſſion 1902, 
S. 425). 

Auf Grund ſeiner Unterſuchung gibt der Fleiſchbeſchauer Erklärungen ab, die als Ent— 
ſcheidungen erſcheinen: er genehmigt die Schlachtung, erklärt das Fleiſch zum Genuſſe für 


40 


Menschen für tauglich oder bedingt tauglich oder untauglich; in den beiden letzteren Fällen 
beſchlagnahmt er es vorläufig. Gegen ſeine Entſcheidungen findet eine Beſchwerde ſtatt, die 
ausdrücklich als ein Rechtsmittel bezeichnet wird. 

Hiernach erſcheint die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau als eine amtliche Angelegenheit. 
Die dabei ausgeübte Tätigkeit iſt eine polizeiliche; im Hinblick auf ihre ortspolizeiliche Natur 
ſind die Koſten der Schlachtvich- und Fleiſchbeſchau für das Königreich Preußen als Koſten 
der örtlichen Polizeiverwaltung erklärt und den Trägern der örtlichen Polizeikoſtenlaſt auf⸗ 
erlegt worden (zu vergleichen die Begründung zum Entwurf eines Geſetzes, betreffend Aus⸗ 
führung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes, Druckſachen des Hauſes der Abgeord— 
neten, 19. Legislaturperiode, IV. Seſſion 1902, Nr. 222 S. 26). 

Hiernach iſt in der neuerlichen Regelung des Beſchauweſens, ſoweit das Königreich 
Preußen in Betracht kommt, der Fleiſchbeſchauer lediglich ein Glied des amtlichen Orga— 
nismus. 

Da die Träger der Polizeikoſtenlaſt einerſeits die Koſten der Beſchau tragen müſſen, 
andererſeits aber berechtigt ſind, zur Deckung dieſer Koſten von den Beſitzern der Schlacht— 
tiere und des Fleiſches Gebühren zu erheben, ſo empfangen die Fleiſchbeſchauer auch ihre 
Entlohnung auf Koſten dieſer Träger. Das iſt ohne weiteres deutlich, wenn ihnen feſte 
Gehälter ausgeſetzt ſind; die Sache liegt aber verſicherungsrechtlich nicht anders, wenn ihnen 
die Erhebung der Gebühren übertragen iſt und ſie aus den Gebühren ihre Entlohnung 
entnehmen dürfen (zu vergleichen Ziffer 16 der Anleitung, betreffend den Kreis 
der nach dem Invalidenverſicherungsgeſetze vom 13. Juli 1899 verſicherten Perſonen, 
vom 6. Dezember 1905 — Auttliche Nachrichten des R. V. A. 1905 S. 613 ff. —, 
Eutſcheidung 1300 — a. a. O. 1907 S. 415 —). Da alſo den Fleiſchbeſchauern 
ihre Vergütung für Rechnung der Träger der örtlichen Polizeiverwaltung gezahlt 
wird, ſo ſind dieſe im Sinne des Juvalidenverſicherungsgeſetzes als Arbeitgeber anzuſehen 
(zu vergleichen die Begründung zum Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Invaliditäts- 
und Altersverſicherung — Druckſachen des Reichstags, 7. Legislaturperiode, IV. Seſſion 
1888/89, Nr. 10 S 42 — und z. B. die Eutſcheidungen 849, 1152 — Amtliche Nachrichten 
des R. B. A. 1900 S. 831, 1904 S. 508). Hiernach iſt die Gemeinde N. Arbeitgeberin des 
Fleiſchbeſchauers N. Dagegen ſcheint allerdings der Umſtand zu ſprechen, daß er nicht von 
der Gemeindeverwaltung angeſtellt, ſondern vom Landrate „beſtellt“ und vereidigt worden 
iſt; indeſſen muß im Hinblick auf die ſich häufig findende Erſcheinung, daß Kommunal⸗ 
beamte nicht von dem Kommunalverbaude, in deſſen Dienſt ſie treten, ſondern von einer 
anderen amtlichen Stelle mit verbindlicher Kraft für den Kommunalverband angeſtellt 
werden (zu vergleichen die Aufzählung bei von Rönne, Staatsrecht der preußiſchen Mon⸗ 
archie, 5. Auflage, Band 1 S. 433), angenommen werden, daß lediglich aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen die Beſtellung und eidliche Verpflichtung der Fleiſchbeſchauer den Landräten über⸗ 
tragen worden iſt, und daß dadurch das aus anderen Erwägungen ſich ergebende Ab 
hängigkeitsverhältnis zwiſchen dem Träger der Polizeiverwaltung und dem Fleiſchbeſchauer 
nicht berührt wird. So iſt auch lediglich aus Zweckmäßigkeitsgründen die Feſtſetzung der 
Gebührentarife nicht den Trägern der Polizeikoſtenlaſt überlaſſen, ſondern in die Hand der 
Landespolizeibehörde gelegt worden (zu vergleichen Begründung zum Entwurfe des Aus⸗ 


führungsgeſetzes S. 27). Ebenſowenig kann entſcheidend ſein, daß den Trägern der Polizei⸗ 
koſtenlaſt gegenüber den Beſchauern nicht das Recht einer allgemeinen Dienſtaufſicht gegeben 
worden iſt. 

Auch die für die Durchführung der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau in Preußen zu⸗ 
ſtändige Stelle, nämlich der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, erachtet 
N. als in einem Anſtellungsverhältniſſe zur Gemeinde N. ſtehend. 

Die Vorbildung und Tätigkeit des Laienfleiſchbeſchauers weiſt dieſen dem Kreiſe der 
„ſonſtigen Angeſtellten“ im Sinne des § 1 Ziffer 2 des Invalidenverſicherungsgeſetzes zu 
(zu vergleichen Entſcheidung 1207, Amtliche Nachrichten des R. V. A. 1905 S. 438). Danach 
iſt N. — da er nicht als Beamter mit Penſionsauwartſchaft augeſtellt iſt und mithin der 
Befreiungsgrund des § 5 Abſ. 1 des Invalidenverſicherungsgeſetzes nicht zutrifft — ver⸗ 
ſicherungspflichtig, wenn ſeine Tätigkeit als Fleiſchbeſchauer ſeinen Hauptberuf bildet, und 
ſein Gehalt den Betrag von 2000 & nicht überſteigt. 

Er übt außer der Fleiſchbeſchau nur noch die Trichinenſchau aus, aus der Fleiſch⸗ 
beſchau hat er eine jährliche Einnahme von 1500 / und aus der Trichinenſchau eine ſolche 
von 350 J, er beſitzt ein Haus im Werte von 4500 /; ſonſtige Einnahmen hat er nicht. 
Die Trichinenſchau übt er nur in den Wintermonaten Oktober bis April aus, ſie erfordert 
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täglich durchſchnittlich 3 Stunden, die Fleiſchbeſchau und die Trichinenſchau zuſammen 
erfordern täglich durchſchnittlich 6 Stunden. Hiernach bildet die Fleiſchbeſchau den Haupt⸗ 
beruf des N.; dabei kann dahingeſtellt bleiben, ob auch die Trichinenſchau ihn als ſonſtigen 
Angeſtellten erſcheinen läßt und dennoch für die Frage nach dem Hauptberufe mit der 
Fleiſchbeſchau zuſammen zu betrachten iſt (zu vergleichen Entſcheidung 970, Amtliche Nach⸗ 
richten des R. V. A. 1902 S. 394) oder nicht. Denn einmal erſcheint die Fleiſchbeſchau, 
auch wenn die Tätigkeit als Trichinenſchauer geſondert zu betrachten iſt, als Hauptberuf 
des N., andererſeits überſteigt ſein Jahresarbeitsverdienſt in keinem Falle den Betrag 
von 2000 A. Er iſt hiernach in jedem Falle als „ſonſtiger Angeſtellter“ verſicherungs— 
pflichtig. 
Berlin, den 5. November 1907. 


Das Reichs⸗Verſicherungsamt, Abteilung für Invalidenverſicherung. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. Februar 1908. 

Auf die Anfrage vom 16. April v. J. erwidere ich dem Vorſtande, daß die mit haus⸗ 
wirtſchaftlichen oder gewerblichen Unterrichtsanſtalten für Mädchen in Verbindung ſtehenden 
Schneider-, Wäſche⸗, Stickerei- u. dgl. Ateliers ſowie Speijeanftalten, Kinder-, Kranken 
küchen uſw. als geeignete praktiſche Ausbildungsſtätten im Sinne der Ziffer VIII der 
Vorſchriften über die Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen vom 23. Januar 1907 
(HMEL. S. 14) nicht angeſehen werden können. 


Im Auftrage. 
IV 754. Dr. Neuhaus. 


An den Vorſtand des Lette-Vereins in Berlin. 


Zur Kenntnisnahme und Benachrichtigung der in Frage kommenden Schulen an die Herren 
Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Fachſchulen. 


Betr. Prüfungsordnung für die Textilfachſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 11. Februar 1908. 

In Ergänzung des § 1 der Prüfungsordnung für die Textilfachſchulen beſtümme ich, 
daß im Falle der Behinderung des Regierungskommiſſars für ihn der Vorſitzende der 
Prüfungskommiſſion und, ſofern auch dieſer verhindert fein ſollte, deſſen Stellvertreter ein- 
zutreten hat. Sie wollen die Schulvorſtände, Vorſitzenden der Prüfungskommiſſionen und 
deren Stellvertreter hiervon benachrichtigen. 


Im Auftrage. 


Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Aachen, Düſſeldorf, Frankfurt a. O., Breslau 
und Erfurt. 
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VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierungs- und Gewerberäte und Bergbehörden für 1907“ wird Ende März 1908 
in der Reichsdruckerei fertiggeſtellt werden. Die bis ſpäteſtens zum 29. Februar 1908 
unmittelbar bei der Direktion der Reichsdruckerei, Berlin S. W. 68 — Oranienſtr. 91, be⸗ 
ſtellten Exemplare werden zu einem Vorzugspreiſe abgelaſſen werden, der auf 2,75 
für ein broſchiertes Exemplar und auf 3,28 / für ein in Ganzleinen gebundenes Exemplar 
feſtgeſetzt iſt. Es wird daher empfohlen, den Bedarf bis zum 29. Februar 1908 bei der 
Reichsdruckerei zu beſtellen. Die nach dem 29. Februar 1908 bei der Reichsdruckerei ein⸗ 
gehenden Beſtellungen werden von dieſer dem R. v. Deckerſchen Verlage, Berlin S. W. 19 — 
Jeruſalemerſtr. 56, überwieſen werden. Für die Ausführung ſolcher Beſtellungen, wie für 
die Lieferungen im Wege des Buchhandels iſt der Ladenpreis zu zahlen, der 5,25 M für 
ein broſchiertes und 5,75 , für ein gebundenes Exemplar beträgt. 
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